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China – ein Reich rückt in die Mitte 
Wenn eine Milliarde Menschen mobilmacht 
 
Referat von Urs Schoettli, China-Korrespondent der «Neuen Zürcher Zeitung» 
 
 
Die historischen Hintergründe 
 
Kein Land kann ohne eine minimale Kenntnis seiner Geschichte angemessen beurteilt 
werden. Dies gilt ganz besonders für eine so alte und komplexe Kultur wie die 
chinesische. 
 
Am Ende des 18. Jahrhunderts trugen China und Indien rund 50% zur 
weltwirtschaftlichen Wertschöpfung bei. Danach setzte der teils selbst-, teils 
fremdverschuldete Abstieg ein. Europa, dessen koloniale Imperien immer weiter nach 
Asien vorgestossen waren, ersetzte Indien und China als Zentrum der Weltwirtschaft, 
eine Entwicklung, die durch die «Industrial Revolution» in Grossbritannien noch mächtig 
vorangetrieben wurde. 
 
Bis heute wird das europäische Denken von einer Skepsis gegenüber Asien geprägt. 
Dass die Chinesen Massenmenschen sind, hat sich tief in der europäischen Psyche 
verankert, zusammen mit der uralten Furcht vor der «gelben Gefahr». Ob dieser 
einseitigen Sicht läuft Europa Gefahr, die Neukonstellation der Weltwirtschaft zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts zu verpassen. 
 
Das 19. Jahrhundert war das Jahrhundert Europas, insbesondere Grossbritanniens, 
gewesen. Das 20. Jahrhundert wurde vor allem nach dem Sieg im Zweiten Weltkrieg und 
nach dem Sieg im Kalten Krieg zum amerikanischen Jahrhundert. Alles deutet zurzeit 
darauf hin, dass das 21. Jahrhundert zum asiatischen Jahrhundert werden wird. 
Dadurch wird nur ein Zustand, der vor dem Ende des 18. Jahrhunderts die Normalität 
gewesen war, wiederhergestellt. 
 
Europas Aufstieg erfolgte auf Kosten Asiens. Während die europäischen Kolonialmächte 
reich wurden, verarmte Asien. Die grosse Herausforderung, mit der sich die Welt zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts konfrontiert sieht, besteht darin, dafür zu sorgen, dass 
Asiens Wiederaufstieg nicht mit dem Abstieg des Westens, insbesondere Europas, 
einhergeht. 
 
Die drei grossen asiatischen Kulturen, die indische, die japanische und die chinesische, 
haben die Begegnung mit den europäischen Mächten im 19. Jahrhundert in sehr 
unterschiedlicher Form erlebt. Dies hat bis heute seine Spuren hinterlassen. Indien 
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wurde ins britische Imperium integriert. Dies hatte schwerwiegende wirtschaftliche 
Konsequenzen, indem London die indischen Besitzungen zu seinem Vorteil schamlos 
ausbeutete. Es hatte auch schwerwiegende psychologische Konsequenzen, indem die 
Briten sich als Herrenrasse fühlten und dementsprechend aufführten. Auf der andern 
Seite hatte es, wie heute, mehr als eine Generation nach dem Abzug der britischen 
Kolonialherren vom indischen Subkontinent, anerkannt werden kann, auch eine positive 
Hinterlassenschaft der britischen Herrschaft über Indien gegeben. Man denke an das 
Rechtssystem, an die politische Ordnung und an die englische Sprache. 
 
Die Japaner machten eine ganz andere Erfahrung mit dem Westen. Als die japanischen 
Eliten die europäischen Kolonialmächte im 19. Jahrhundert immer weiter nach Ostasien 
vordringen sahen, besannen sie sich auf ihre eigenen Stärken. Das mittelalterliche, 
feudalistische System des Shoguns wurde in der sogenannten «Meiji-Restauration» 
durch eine umfassend erneuerte politische Ordnung sowie durch tiefgreifende soziale, 
wirtschaftliche und technologische Erneuerung abgelöst. Die Japaner hatten richtig 
erkannt, dass sie die vordringenden Europäer nur wirksam stoppen konnten, wenn sie 
deren Modernisierung übernahmen. Innerhalb einer Generation katapultierte sich Japan 
damit von einer mittelalterlichen Feudalgesellschaft in eine moderne 
Industriegesellschaft. 
 
Wiederum ganz anders war die Erfahrung der Chinesen. Das Geschehen im  
19. Jahrhundert, insbesondere die beiden Opiumkriege sowie der Boxeraufstand von 
1900, musste bei den Chinesen den Eindruck eines Westens hinterlassen, der keine 
andere Absicht hatte, als das Reich der Mitte zu erniedrigen und seine Ressourcen zu 
plündern. Die von den Briten im ersten Opiumkrieg erzwungene Abtretung Hongkongs, 
die zahlreichen ausländischen «Konzessionen», Gebiete, in denen die Ausländer ihre 
Privilegien und ihre eigene Rechtshoheit besassen, sowie die willkürliche 
Überantwortung der ehemaligen deutschen Konzessionen an die Japaner am 
«Friedenskongress» in Versailles, alle diese Ereignisse bestätigten den Argwohn 
gegenüber den unlauteren Absichten der Europäer.  
 
Es ist wichtig, diese historischen Entwicklungen im Auge zu behalten, da sie auch 
heutige Verhaltensmechanismen in Indien, Japan und China erklären können. Als ein 
Kulturvolk, das seine sozialen Beziehungen vor allem auf die Familie und den Clan 
ausgerichtet sieht, sind die Chinesen keine Nationalisten im kontinentaleuropäischen 
Sinne. Es gibt jedoch starke patriotische Gefühle sowie im Falle, dass man sich in 
seiner Ehre betroffen fühlt, virulente Chauvinismen. Diese können, wie 
antiamerikanische und antijapanische Proteste zeigen, plötzlich ausbrechen, wobei 
nicht immer eindeutig ist, wie viele solcher spontanen Gefühlsausbrüche von den 
Behörden nicht nur toleriert, sondern gar aktiv gefördert werden. 
 
Chinas grosses Trauma des 20. Jahrhunderts waren der Bürgerkrieg und die japanische 
Besetzung. Man kann sich aus der heutigen Perspektive diese Zeiten der Wirren kaum 
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chaotisch und brutal genug vorstellen. Als Mao Zedong am 1. Oktober 1949 auf dem 
Platz des himmlischen Friedens in Peking die Volksrepublik China ausrief, hatte er 
unzweifelhaft historische Legitimation und höchstes Prestige, da er das Ende des 
Bürgerkriegs herbeigeführt hatte. Dass die Hoffnung auf eine bessere Zukunft recht 
bald und auf brutalste Weise zunichte gemacht wurde, konnten die Menschen damals 
nicht wissen. 
 
Noch immer nicht überwunden ist das Erbe des Zweiten Weltkriegs. Alle Spekulationen 
über einen gemeinsamen ostasiatischen Markt oder gar über eine gemeinsame 
ostasiatische Währung müssen Hirngespinste bleiben, solange die historische 
Aussöhnung zwischen China und Japan nicht stattgefunden hat. Es ist in diesem 
Zusammenhang wichtig, sich in Erinnerung zu rufen, dass der Prozess der europäischen 
Einigung ohne die deutsch-französische Aussöhnung und ohne die Schaffung der Nato 
nie hätte lanciert werden können. Beide Voraussetzungen fehlen jedoch in Ostasien. 
 
 
Die Bedeutung der chinesischen Wirtschaftsreformen 
 
Aus heutiger Sicht müssen Zhao Ziyang, der nach der Niederschlagung der chinesischen 
Demokratiebewegung im Frühsommer 1989 entlassene Parteichef, und vor allem Deng 
Xiaoping als Reformer von welthistorischer Grösse gewertet werden. Was sich in China 
seit dem Beginn der Wirtschaftsreformen Ende der siebziger Jahre ereignet hat, gehört 
zu den weitreichendsten und bedeutendsten ökonomischen und sozialen 
Modernisierungen der Weltgeschichte. Rasch gewöhnt der Mensch sich an neue 
Verhältnisse. Man nimmt heute für gegeben hin, dass Schanghai schon immer seine 
Glitzerfassaden hatte. Nur wer den Blick über das letzte Vierteljahrhundert zurück 
schweifen lässt, kann sich der monumentalen Veränderungen im Reich der Mitte 
überhaupt bewusst werden.  
 
Beim Tode Maos 1976 lebte ganz China in Armut und Rückständigkeit. Um jene Zeit 
galt jemand, der ein Vermögen von 10 000 Renminbi-Yuan hatte, als reich. Der grösste 
Teil der Bevölkerung war unterernährt, das Erziehungssystem war als Folge der 
sogenannten Grossen Kulturrevolution zerstört worden, es gab keine höhere Bildung 
oder qualifizierte Ausbildung, die Infrastruktur des Landes war ausserhalb einiger 
weniger Grossstädte inexistent, und selbst in der Kapitale Peking wurde das 
Strassenbild von einem armseligen, einheitlich blau gekleideten Heer von Velofahrern 
dominiert. Von einer dünnen Nomenklatur abgesehen, lebten die Menschen in 
Wohnkommunen, wo sich mehrere Familien Küche und Bad, ja teilweise auch 
Schlafräume teilen mussten. Als mit der Errichtung von dem Export und ausländischen 
Investoren vorbehaltenen wirtschaftlichen Sonderzonen die ersten zaghaften 
Reformschritte realisiert wurden, lebte das Gros der Chinesen im tiefsten Mittelalter. 
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Es ist höchst wahrscheinlich, dass Deng Xiaoping die volle Tragweite dessen, was er 
mit seinen Reformen auslösen sollte, nicht klar war. Drei Tatsachen waren ihm jedoch 
voll bewusst: Es sind dies Charakteristika, die auch für die heutige Beurteilung von 
Risiken und Chancen der chinesischen Entwicklung von wegleitender Bedeutung sind. 
Als Erstes wusste Deng, dass Pragmatik ein Grundbestandteil der chinesischen 
Identität, der chinesischen Lebenseinstellung ist. Er wusste um die uralte Weisheit, 
dass, wenn man die Menschen im Reich der Mitte nur ihre Initiative entfalten lässt, sie 
die sich bietenden Möglichkeiten, ihr Leben zu verbessern, rasch und wirksam 
wahrnehmen würden. Er wusste zum Zweiten um die uralte Geschäftstüchtigkeit der 
Chinesen. Anders als etwa in der benachbarten Sowjetunion, wo die Rückständigkeit 
nicht nur dem Sowjetregime, sondern auch der traditionellen Lethargie der russischen 
Menschen zuzuschreiben war, brauchte man in China bloss der privaten Initiative etwas 
Spielraum zu belassen, und der Take-off war in Reichweite. Als Drittes wusste Deng 
schliesslich, dass nach den Verheerungen, die Mao während dreier Jahrzehnte über das 
Land gebracht hatte, die Modernisierung nur durch Öffnung nach aussen speditiv zu 
realisieren war. Öffnung nach aussen bedeutete Öffnung für ausländische Investitionen, 
Öffnung für ausländische Technologie und Produktion und schliesslich Öffnung für den 
Transfer von Wissen und Forschung aus dem Ausland. Bei Investition und Produktion 
dachte Deng natürlich vor allem auch an die chinesische Überseegemeinschaft, die sich 
in vielen Teilen der Welt erfolgreich etabliert hatte, vor allem aber auch an Hongkong 
und Taiwan. Beim Wissenstransfer richtete er sein Augenmerk vor allem auf die USA. 
 
Es wäre sehr gefährlich, die Reformen als einen einzigen ungebrochenen Prozess von 
Neuerungen und Modernisierung zu sehen. Deng und seine Reformkräfte mussten sich 
gegen erheblichen Widerstand in der Partei durchsetzen. Die Öffnung war vor allem den 
Wertkonservativen, den maoistischen Traditionalisten, ein Dorn im Auge. Mehrmals 
standen die Dinge auf des Messers Scheide, wiederholt brauchte es die persönliche 
Zivilcourage Dengs, um Stagnation oder gar einen Rückfall zu vermeiden. Zu den 
gefährlichsten Herausforderungen war vor allem auch die Unterdrückung der 
Demokratiebewegung im Frühjahr 1989, die mit dem Massaker auf Pekings Tiananmen-
Platz ins Bewusstsein der ganzen Welt gedrungen war, zu zählen. Noch steht die 
historische Aufarbeitung dieser tragischen Ereignisse in China selbst an. Jedermann 
weiss, dass dafür die Sühne noch geleistet werden muss. Wichtig ist, im Auge zu 
behalten, dass hinter den Protesten nicht nur Studenten und Demokratiebefürworter 
standen, sondern dass die Rastlosigkeit auch von Elementen ausgebeutet wurde, die 
Dengs Reformen generell ablehnend gegenüberstanden und sie rückgängig machen 
wollten. 
 
Nach dem Schock von 1989 setzte die chinesische Führung voll auf die Entwicklung der 
Wirtschaft. Politische Reformen wurden abgeblockt, dafür setzte man mit aller Kraft auf 
das Wirtschaftswachstum. Die neunziger Jahre brachten der chinesischen Wirtschaft 
einen beispiellosen Aufschwung. China wurde rasch in die Weltwirtschaft integriert. 
2004 war die Volksrepublik eine der wichtigsten Handelsmächte der Welt. Im gleichen 
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Jahr stieg China bei den ausländischen Direktinvestitionen (FDI) an die Weltspitze auf. 
Jiang Zemin, der bis 2002/03 die Führung innehatte, besass zwar nicht das Charisma 
von Deng Xiaoping, es gelang ihm und seiner Führungscrew jedoch, China in einer 
Phase des raschen wirtschaftlichen und – damit einhergehend – sozialen Wandels stabil 
zu halten.  
 
Die wichtigsten Resultate der während der letzten fünfzehn Jahre verzeichneten 
Entwicklungen sind: 
 
1. Chinas Modernisierung hat sich, nachdem der Wirtschaftsmotor einmal richtig 

angesprungen war, rasch über die ursprünglichen wirtschaftlichen Sonderzonen 
hinaus ausgebreitet. Vor allem in den Küstenregionen, in Süd- und Ostchina sowie 
in den Agglomerationen von Peking, Tjanjin, Schanhgai, Chongqing und Guangdong, 
aber auch in manchen international wenig beachteten Provinzkapitalen wie Chengdu, 
Jinan und Kunming haben sich Mittelschichten gebildet, die heute rund 20 Prozent 
der gesamtchinesischen Bevölkerung, also rund 260 Millionen Menschen, 
ausmachen. Natürlich ist die Kaufkraft noch bei weitem nicht auf dem in Europa 
gängigen Niveau angelangt, doch stellt sie gegenüber dem, was in China bis in die 
achtziger Jahre des letzten Jahrhunderts gängig war, einen wahren Quantensprung 
dar. 

 
2. Unter Mao verharrte das ganze Land in einem Zustand der schlimmsten Armut und 

Unterentwicklung. Heute lebt China in verschiedenen Jahrhunderten. Die 
dynamischen, vor allem jüngeren Menschen in den Metropolen leben im  
21. Jahrhundert, derweil tief in den Provinzen die Menschen weiterhin in 
Drittweltverhältnissen ihr Dasein fristen müssen. Dieses Gefälle sorgt für 
Spannungen, welche die soziale Kohäsion und Stabilität des Reichs der Mitte 
gefährden können. Es ist, wie auch internationale Statistiken ausweisen, zwar nicht 
zu bestreiten, dass von den Wirtschaftsreformen nicht nur die wohlhabenderen 
Chinesen profitiert haben. Es sind im Laufe der letzten 25 Jahre auch Hunderte von 
Millionen Chinesen über die Armutsgrenze emporgehoben worden. Doch bekanntlich 
ist der Mensch mit dem, was er erreicht hat, nie zufrieden, sondern vergleicht das, 
was er hat, mit dem, was die anderen haben. Die sozialen Veränderungen, die 
notwendigerweise mit der wirtschaftlichen Modernisierung einhergehen, stellen denn 
auch eine bedeutende Herausforderung an die chinesische Führung dar. 

 
3. Rasantem wirtschaftlichem Wandel, etwas zögerlichem und zuweilen auch 

destabilisierendem sozialem Wandel steht politische Stagnation gegenüber. 
Während sich Chinas Wirtschaft und Gesellschaft am Anfang des 21. Jahrhunderts 
überhaupt nicht mehr vergleichen lässt mit dem, was 1976 bestand, hat sich an der 
politischen Front kaum etwas getan. Es herrscht die Kommunistische Partei nach 
wie vor in totalitärer Alleinherrschaft. Am letzten, 16. Parteikongress hatte sie sich 
zwar von der traditionellen Beschränkung auf die Arbeiter- und Bauernschaft 
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emanzipiert und selbst für Unternehmer die Option der Mitgliedschaft eröffnet. Auch 
ist jedem, der die Reformen aufmerksam verfolgt, klar, dass die KPC von der 
marxistischen Reinheitslehre längst abgewichen ist. Der Pragmatismus von Deng 
Xiaoping bedeutet auch, dass die programmatische Identität der KPC als klassische 
marxistische und sozialistische Partei längst der Vergangenheit angehört. Auch die 
historische Legitimität, die durch Mao und Deng als herausragende Führer der 
chinesischen Revolution gewährleistet wurde, ist dahin. Im Wesentlichen kann die 
Partei heute ihre Herrschaft nur noch durch ein anhaltend starkes 
Wirtschaftswachstum rechtfertigen. Dies ist eine höchst zerbrechliche Basis, 
weshalb auch unter den aufgeklärteren Repräsentanten des Systems Klarheit 
herrscht, dass die nächste grosse Herausforderung an die Führung Chinas die 
politische Modernisierung ist. Wie diese realisiert wird, darüber wird in kleinen 
Zirkeln seit einiger Zeit heftig debattiert. Aussenstehende können nur spekulieren, 
wobei eines sicher sein dürfte: Die Lösung, die schliesslich implementiert werden 
wird, wird eine typisch chinesische sein. Angesichts der Geschichte und der 
Dimensionen des Reichs der Mitte kommt eine schlichte Übernahme von Modellen, 
die anderswo in der Welt Erfolg hatten, nicht in Frage. 

 
 
Chinas Rückkehr in die Weltwirtschaft 
 
Mit seinen hohen Wachstumsraten und wirtschaftlichen Erfolgen überrascht China die 
Welt seit nun rund einem Vierteljahrhundert stets von neuem. Es ist sicher 
gerechtfertigt, sich von der Entwicklung beeindruckt zu zeigen, doch überraschen sollte 
sie all diejenigen, die eine längere historische Perspektive haben, eigentlich nicht. 
China kehrt schlicht und einfach zu jener herausragenden Stellung zurück, die es über 
weite Strecken seiner reichen Geschichte eingenommen hatte. Es ist verständlich, dass 
der Wiederaufstieg einer Grossmacht allenthalben für Ängste sorgt. Wir haben denn 
auch in den letzten Jahren eine Wiederbelebung der alten Furcht vor der «gelben Gefahr» 
erlebt. Diesmal sind es jedoch nicht mongolische Reiterhorden, die vor den Stadttoren 
stehen, sondern chinesische Exporte, die, so das Argument der traditionellen 
Protektionisten und politischen Opportunisten, uns die Jobs wegnehmen. 
 
Chinas Rückkehr in die Weltwirtschaft ist jedoch nicht nur machtpolitisch von 
weitreichender Bedeutung. Sie bringt für die Welt wie für China selbst auch eine Reihe 
von ordnungspolitischen Herausforderungen, die es in dieser Form und in diesem 
Ausmass bisher noch nie gegeben hat. Als Erstes sorgt die Wiedervernetzung Chinas 
mit der Weltwirtschaft sowohl für neue Chancen als auch für neue Risiken. Auf der 
Aktivseite ist zu vermerken, dass ein China, das an der Weltwirtschaft teilhat, erheblich 
berechenbarer ist als ein China, das sich, wie zu Maos Zeiten, vollständig von der 
Aussenwelt abgeschottet hat. China muss heute zu seinem eigenen Vorteil an einer 
prosperierenden Weltwirtschaft, an einem effizienten internationalen Finanzsystem und 
an reibungslos fliessenden Handelsströmen und an einer sicheren Energie- und 
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Rohstoffversorgung interessiert sein. Weltwirtschaftliche Verwerfungen würden sich 
unmittelbar in der chinesischen Binnenwirtschaft niederschlagen und, so sie einen 
nachhaltigen Konjunktureinbruch nach sich ziehen würden, die Stabilität des Systems 
selbst gefährden. Vor diesem Hintergrund kann es nicht erstaunen, dass die 
Volksrepublik längst ihre frühere Mission, die Weltrevolution anzustacheln, aufgegeben 
hat. In Tat und Wahrheit ist China heute auf der internationalen Bühne eine 
konservative Macht, eine Macht, die wie das Österreich Metternichs kein Interesse an 
politischer Instabilität, an Kriegen und Krisen hat. Die westlichen Führungsmächte, 
insbesondere die USA und die EU, sollten diesen profunden Rollenwechsel endlich zur 
Kenntnis nehmen und China als eine verantwortliche Grossmacht behandeln und ihm 
nicht nach Manier eines drittrangigen Entwicklungslandes moralische Lektionen erteilen. 
 
Auf der Passivseite ist zu vermerken, dass Chinas Rückkehr in die Weltwirtschaft den 
globalen Verteilkampf um Ressourcen und Arbeit kräftig angeheizt hat. Es mögen allerlei 
Naturkatastrophen und politische Verwerfungen in den letzten Monaten zur Steigerung 
der Energiekosten beigetragen haben. Tatsache ist indessen, dass die strukturellen 
Gründe für den Auftrieb bei der gewaltig gewachsenen indischen und chinesischen 
Nachfrage liegen. Im Falle Chinas kann dies auch der flüchtigste Besucher leicht 
erkennen. Er braucht nur die verstopften Strassen in Peking und Schanghai zu sehen. 
Wo einst das Velo die Strasse beherrschte, wälzen sich nun Blechlawinen von 
amerikanischen Dimensionen durch die Avenuen. China ist auf dem besten Weg, zur 
zweitgrössten Automobilnation der Welt zu werden. Noch vor zehn Jahren, 1995, war 
China beim Erdöl Selbstversorger. Letztes Jahr hat es Japan als der Welt zweitgrösster 
Importeur von Erdöl abgelöst. Ein Ende ist in dieser Entwicklung nicht abzusehen. 
Zumindest aus westlicher Sicht auf der Passivseite einzureihen ist auch, dass China in 
immer mehr Industriebereichen zu einer bedrohlichen Konkurrenz für die 
Produktionsstandorte in den traditionellen westlichen Industrienationen wird. Fehl liegt, 
wer China noch immer primär als Produzenten von Billigstgütern ansieht. Inzwischen 
verlagern immer mehr internationale Unternehmen auch ihre Forschungsabteilungen 
nach China. Das Reich der Mitte profitiert wie Indien von dem Gesetz der grossen Zahl. 
Auf der einen Seite ist die Milliardenbevölkerung natürlich eine enorme Belastung und 
übrigens auch ein Grund, weshalb sowohl Indien als auch China nicht globale 
Supermächte vom Format der USA werden können. Die sozialen und wirtschaftlichen 
Herausforderungen, die aus einer so gewaltigen Bevölkerung erwachsen, sind schlicht 
zu gross. Doch darf anderseits nicht übersehen werden, dass die grosse Zahl auch ihre 
positiven Seiten hat. China hat in praktisch jedem Berufsbereich ein unerschöpfliches 
Heer von Arbeitskräften. Bei den qualifizierten Berufen ist der Wettbewerbsdruck so 
enorm, dass er sich nicht nur in günstigen Lohnkosten, sondern auch in der Breite und 
Tiefe des verfügbaren Talents niederschlägt. Zieht man in Betracht, dass noch immer 
über zwei Drittel der chinesischen Bevölkerung auf dem Lande leben, so kann man sich 
vorstellen, welche Reserven da noch vorhanden sind und was da an Konkurrenz auf die 
westlichen Industrienationen noch zukommen wird. 
 



 
 
  8 

 

 

Wer Chinas Modernisierungsprozesse verfolgt, tut gut daran, den Fortschritt nicht 
einfach nur linear zu sehen. Die chinesische Entwicklung verläuft in Quantensprüngen.  
Wir haben dies bereits im Bereich der Reformpolitik gesehen, wo innerhalb eines 
Vierteljahrhunderts der Riesenschritt von den exklusiven Wirtschaftszonen zur 
Welthandelsmacht vollzogen wurde. Zu den Quantensprüngen, die derzeit im Gange sind 
oder die in kurzer Zeit werden realisiert werden, gehören der Fortschritt der 
chinesischen Wirtschaft von der reinen Produktion zu Forschung und Entwicklung, die 
Entwicklung von chinesischen Qualitätsgütern und Brands und schliesslich die 
Expansion chinesischer Unternehmen nach Übersee. Der Westen muss sich darauf 
einstellen, dass in Zukunft die Übernahme von westlichen Firmen  durch chinesische 
nicht mehr der politische Ressentiments auslösende Einzelfall, sondern der Normalfall 
sein wird. 
 
Eine Herausforderung besonderer Natur, die sich aus Chinas Rückkehr in die 
Weltwirtschaft ergibt, sind die ordnungspolitischen Konsequenzen der Modernisierung 
der chinesischen Wirtschaft. Im Raum steht zunächst die Frage, ob China eine 
Marktwirtschaft sei. Einmal abgesehen von den politischen Implikationen, welche die 
Anerkennung im Rahmen der WTO haben  würde, muss von der ordnungspolitischen 
Warte her die Frage nach wie vor verneint werden. Es geht dabei um eine Reihe von 
Faktoren wie die Verfassung des chinesischen Finanzsektors oder die Abwesenheit 
eines ordentlichen Rechtssystems. Auch ist der dominante Einfluss der KPC und von 
deren Organen, die über dem für den Rest des Landes geltenden Recht stehen, mit 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung nicht zu vereinbaren. Es gibt indessen noch einen 
für die Weltwirtschaft viel weiter reichenden Sachverhalt. Erstmals in der Geschichte 
des Industriezeitalters muss die Welt mit einem Land zu Rande kommen, dessen 
politisches System nach wie vor totalitär ist, dessen Wirtschaft aber von globaler 
Relevanz ist. Die Sowjetunion war zwar eine viel gefährlichere militärische Bedrohung 
des Westens, doch wirtschaftlich war sie stets ein Leichtgewicht und für den Gang der 
westlichen Wirtschaft irrelevant. Dies kann für China nicht mehr gelten. Die Kehrseite 
der Medaille ist allerdings, dass es auch noch nie ein nach wie vor dem Leninschen 
Zentralismus und der kommunistischen Einparteienherrschaft verpflichtetes Regime 
gegeben hat, das nicht die totale Kontrolle über die Wirtschaft ausüben konnte. Peking 
hat zwar noch immer ein mächtiges Arsenal an Einflussmöglichkeiten, nicht zuletzt auch 
wegen der beachtlichen Devisenreserven. Doch kann es die Volkwirtschaft nicht mehr 
von Schocks und konjunkturellen Veränderungen auf den Weltmärkten isolieren, was vor 
allem im Hinblick auf die zerbrechliche Legitimität des Regimes schwerwiegende 
Konsequenzen haben kann.  
 
 
Wird China zur Supermacht des 21. Jahrhunderts? 
 
Think-Tanks in den Vereinigten Staaten, Sicherheitsexperten in Nordamerika und Europa 
und zuweilen auch Politiker prophezeien, dass China noch in der ersten Hälfte des  
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21. Jahrhunderts zur Supermacht aufsteigen werde und die USA in ihrem Status als der 
Welt einzige Supermacht ernsthaft herausfordern, wenn nicht gar bedrohen werde. 
Bereits gibt es denn auch Stimmen, die dazu raten, gegenüber dem Reich der Mitte 
rechtzeitig eine Strategie des Containment, der Eingrenzung, in Gang zu setzen, wie 
dies während des Kalten Kriegs gegenüber der Sowjetunion mit Erfolg getan worden 
war. Eine sorgfältige Analyse der bisherigen Entwicklungen in China wie auch eine 
vorsichtige Evaluierung möglicher Zukunftsszenarien müssen jedoch zu viel 
differenzierteren Schlussfolgerungen kommen. 
 
Wie erwähnt sind wir überzeugt, dass China nie den Supermachtstatus wird erreichen 
können, den die USA in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts und zu Beginn des  
21. Jahrhunderts gehabt hatten und noch immer haben. Die Dimensionen des Landes 
und seiner Bevölkerung sind schlicht zu gross. Es scheint in der Tat eine ideale Grösse 
für eine globale Supermacht zu geben, die ungefähr bei 300 bis 400 Millionen 
Menschen liegt. Die USA haben diese Grösse, und auch die Europäische Union hat sie. 
Im letzteren Fall fehlt jedoch die sicherheitspolitische, militärische Kohäsion, die das 
Auftreten als eine in sich geschlossene Grossmacht erlauben würde. Die verblichene 
Sowjetunion vermochte durch eine beispiellose Sonderanstrengung zum ernsthaften 
Rivalen der USA aufzusteigen, doch war sie dies nur in militärischer, nicht aber in 
wirtschaftlicher Hinsicht. Spätestens seit dem Anbruch des Zeitalters der Globalisierung 
sind jedoch wirtschaftliche Stärke und technologischer Fortschritt erheblich wichtiger als 
die Zahl der Panzerdivisionen oder Raketen, über die man verfügt. 
 
Dass China nicht zur Supermacht mit globaler Reichweite werden kann, bedeutet 
indessen nicht, dass es nicht eine Grossmacht von Weltbedeutung werden wird. In 
diesem Sinne wird China bereits in absehbarer Zukunft der wichtigste Partner und 
Rivale der USA im asiatisch-pazifischen Raum sein. Japan wird im Bündnis mit den USA 
weiterhin eine einflussreiche Rolle in Ostasien spielen, doch wird es nicht zu einem 
Global Player werden. Indien wird zur technologischen Supermacht aufsteigen, doch 
sorgt seine geopolitische Lage dafür, dass es stets eine regionale, südasiatische Macht 
bleiben wird. China kann, wenn man alle Parameter berücksichtigt, damit im 
eigentlichen Sinne als Primus inter Pares bezeichnet werden. Diese Entwicklung hat 
zwei Konsequenzen: Zum Ersten muss Peking sich verstärkt darum bemühen, dass 
seine Nachbarn die Mehrung der chinesischen Macht nicht als Bedrohung empfinden. 
Zum Zweiten muss China zahlreiche der heute noch bestehenden Verletzlichkeiten 
beheben. Das erste Ziel ist, wie nicht zuletzt auch die Reisetätigkeit von Staats- und 
Parteichef Hu Jintao zeigt, weit oben auf der Traktandenliste der chinesischen Führung. 
Unter anderem ist in diesem Zusammenhang bemerkenswert, dass China seine 
ursprüngliche Ablehnung, in und mit multilateralen Foren mitzuarbeiten, aufgegeben hat. 
Dies ist besonders gut erkennbar bei der Kooperation mit der südostasiatischen 
Regionalorganisation Asean. Das zweite Ziel hängt eng mit dem Abbau der 
wirtschaftlichen Verletzbarkeit zusammen. Die chinesische Aussenpolitik ist in den 
letzten Jahren stark von wirtschaftlichen Zielen geprägt worden. Das Reich der Mitte 
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muss darum bemüht sein, dass seine Versorgung mit Rohstoffen und Energieträgern 
gesichert ist. Darüber hinaus wirkt sich negativ auf die Sicherheitslage aus, dass 
Chinas Flotte nach wie vor in ihrer operativen Reichweite sehr begrenzt ist. Hier steht 
enormer Erneuerungsbedarf an. Nicht zuletzt geht es darum, die wichtigen 
Handelsstrassen, beispielsweise die Strasse bei Malakka, für die chinesischen Importe 
und Exporte zu sichern. Dass mit all diesen Innovationen China jedoch je in die Lage 
versetzt werden wird, seine Interessen in strategisch wichtigen Regionen wie dem 
Mittleren Osten oder in Afrika mit Waffengewalt durchzusetzen, darf füglich bezweifelt 
werden. 
 
Grossmacht- oder gar Supermachtstatus hängt jedoch nicht allein von den militärischen 
Kapazitäten ab, sondern ist in entscheidendem Masse eine Folge der wirtschaftlichen 
Potenz und der inneren politischen Stabilität. Im ökonomischen Bereich befindet sich 
China seit längerem auf dem richtigen Weg. Allerdings dürfen die Herausforderungen, 
die anstehen, nicht unterschätzt werden. Allen beachtlichen Erfolgen zum Trotz ist China 
in vielfacher Hinsicht und für die meisten seiner Bewohner noch immer ein Drittweltland. 
Setzt man die Dynamik, die Chinas Modernisierung während der letzten zwei Jahrzehnte 
angetrieben hat, in die Zukunft fort, so stehen die Aussichten, dass im ersten Viertel 
des 21. Jahrhunderts China kaufkraftmässig bereinigt zur grössten Volkswirtschaft der 
Welt aufsteigen wird, günstig. Wie in der jüngsten Vergangenheit, so ist auch in der 
Zukunft mit stets neuen Quantensprüngen zu rechnen, welche die vorhergesehene 
Entwicklung gar noch beschleunigen werden. Chinas Führung hat noch unter dem 
Vorgänger von Hu Jintao, Jiang Zemin, das Ziel vorgegeben, dass China innerhalb von 
zehn Jahren zu einer «Gesellschaft mit moderatem Wohlstand» aufsteigen soll. 
 
Die grossen Fragezeichen kommen von der politischen Seite. Nach den beachtlichen  
wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen der letzten Jahrzehnte ist die politische 
Modernisierung überfällig. Die einsichtigen Elemente in der chinesischen Elite sehen 
dies auch ein, doch gehen die Meinungen, wie dieser Prozess erfolgreich und ohne 
Verwerfungen über die Bühne gebracht werden kann, weit auseinander. Der 
Zusammenbruch der Sowjetunion hatte die politische Reformlust nicht gerade 
stimuliert. Vor diesem Hintergrund gilt insbesondere auch für ausländische Investoren 
in China das Gebot, einer politischen Risikoanalyse vorrangige Beachtung zu schenken, 
sind es doch gerade die politischen Unwägbarkeiten, die hinter Chinas Aufstieg zur 
Gross- oder gar Supermacht die dicksten Fragezeichen setzen. 
 
Bei einer differenzierten politischen Risikoanalyse sind die folgenden Punkte zu 
beachten: 
 
1. Die Welt kann mit Sicherheit kein Interesse an schwerwiegenden Verwerfungen in 

der Volksrepublik China, an einer Revolution oder gar an einem Auseinanderfallen 
des Riesenlandes haben. Die Tragödie, die dadurch ausgelöst würde, müsste alles, 
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was die Welt auf dem Balkan, im Mittleren Osten oder in Afrika gesehen hat, in den 
Schatten stellen. 

2. Historisch gesehen ist die Bandbreite der politischen Verwerfungen, die China 
heimsuchen können, sehr gross. Sowohl die Welt als auch vor allem die chinesische 
Führung müssen deshalb an einem friedlichen Reformprozess ein vitales Interesse 
haben.  

3. Zur politischen Evolution, die dem Trauma einer neuerlichen Revolution eindeutig 
vorzuziehen ist, gehört wohl, dass die Einführung einer demokratischen Ordnung 
über Nacht nicht nur unmöglich, sondern auch nicht wünschbar wäre. Nimmt man 
die innerliche sozioökonomische Befindlichkeit der Volksrepublik zu Beginn des  
21. Jahrhunderts zum Richtmass, so müsste bei direkten, allgemeinen Wahlen mit 
einem Aufschwung der chauvinistischen, strukturkonservativen (d.h. maoistischen), 
staatsinterventionistischen und populistischen Kräfte gerechnet werden. 
Möglicherweise würden auch regionalistische, ja sezessionistische Kräfte zu den 
Gewinnern gehören. Die Protagonisten einer vernünftigen Reform würden wohl kaum 
einen grossen Stimmenanteil und schon gar nicht die Mehrheit erreichen. Dazu sind 
die Reichtums- und Entwicklungsunterschiede zwischen den einzelnen Regionen 
inzwischen viel zu gross, dazu ist aber auch angesichts von bald sechs Jahrzehnten 
Diktatur die öffentliche Meinungsbildung vor allem in den volkreichen rückständigen 
und ländlichen Regionen noch zu rudimentär. 

4. Die Bedenken gegen einen direkten Schritt zur Demokratie bedeuten jedoch nicht, 
dass das bestehende Regime nicht durch eine demokratische Ordnung ersetzt 
werden muss. Sie dürfen schon gar nicht mit jenen im Westen nur allzu häufig 
geäusserten Meinungen gleichgesetzt werden, dass die Chinesen zur Demokratie 
nicht fähig seien. Die politische Kultur Chinas reicht weit in die Geschichte zurück, 
und sie ist von derselben Komplexität und Qualität wie im Westen. Es gibt 
überhaupt keinen Grund, weshalb China nicht dieselbe freiheitliche Ordnung 
errichten kann, wie sie in den bestandenen Demokratien besteht. 

5. All dies bedeutet, dass auf dem Weg zur Errichtung der Demokratie drei 
Präliminarien realisiert werden müssen: die Errichtung des Rechtsstaats, die volle 
Gewährleistung der Meinungs- und Pressefreiheit sowie der umfassende Respekt 
der Menschen- und Bürgerrechte. Sind diese wichtigen Schritte vollzogen, so wird 
auch China eine blühende Bürgergesellschaft haben. Diese wiederum ist das 
solideste Fundament, auf dem eine demokratische Staatsordnung aufgebaut werden 
kann.  

6. Seit einigen Jahren bemüht sich die chinesische Führung um eine Modernisierung 
der Rechtsordnung. Es ist dabei in Rechnung zu stellen, dass China im Gegensatz 
zu Indien beim Nullpunkt beginnen musste. In jüngster Zeit sind Fortschritte erzielt 
worden, doch noch allzu häufig bewerten die Behörden den Fortschritt primär nach 
quantitativen Kriterien. Stolz wird vom chinesischen Justizministerium jedes Jahr die 
stets wachsende Zahl neuer Gesetze bekanntgegeben. Von grundlegender 
Bedeutung ist jedoch, dass man sich endlich an die Errichtung des Rechtsstaates 
macht. Dessen Abwesenheit ist ein Hindernis nicht nur für die politische, sondern 
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auch für die wirtschaftliche Entwicklung Chinas, wie jeder bestätigen kann, der sich 
mit den Problemen des Schutzes des geistigen Eigentums in China oder der 
Schiedsgerichtsbarkeit befasst. Solange in China das simple Prinzip des römischen 
Rechts, «pacta sunt servanda», nicht seine uneingeschränkte Geltung hat, gehört 
das Reich der Mitte vom Standpunkt des Rechts aus gesehen nicht zur zivilisierten 
Welt. Rechtsstaatlichkeit heisst aber zuvörderst auch, dass die Partei dem Recht, 
den Gesetzen, zu unterstellen ist. Ohne die Gleichheit vor dem Gesetz und ohne die 
elementarste Gewaltentrennung muss alles Stückwerk bleiben. 

7. Es wurde bereits erwähnt, dass ohne eine politisch mündige, politisch aufgeklärte 
Bevölkerung eine stabile demokratische Ordnung nicht möglich ist. Damit die 
Bevölkerung in ihrer Fähigkeit zur Meinungsbildung mündig wird, braucht es jedoch 
die Gewährleistung der Meinungs- und Pressefreiheit. Beides ist in China noch 
immer nicht gewährleistet. Zwar kann kein Zweifel daran bestehen, dass das 
heutige China im Vergleich zum China von vor zehn Jahren gewaltige Fortschritte 
gemacht hat. Die Presse ist erheblich lebendiger, und es gibt eine Reihe von 
Bereichen, in denen eine offene Debatte möglich ist. Doch über allem lastet noch 
immer der Schatten der Parteiwillkür, wie nicht zuletzt durch die Verhaftung von 
Journalisten stets von neuem bewiesen wird. 

8. Es ist als positiv zu vermelden, dass in den letzten zwei Jahren sowohl das Recht 
auf legal erworbenes Privateigentum als auch das Konzept der Menschenrechte in 
der chinesischen Verfassung verankert wurden. Beides sind wichtige Schritte, 
wurden doch sowohl das Privateigentum als auch die Menschenrechte in China nach 
marxistischer Diktion als bourgeoise Ideen verworfen. Bei beiden, insbesondere 
aber bei den Menschenrechten wird sich jedoch in der Alltagsrealität noch weisen 
müssen, wie ernst es den Behörden mit der Umsetzung ist. 

9. Erste Anzeichen einer im Aufbau begriffenen Bürgergesellschaft  sind zu erkennen, 
so etwa im Bereich des Umweltschutzes. Mit der raschen Urbanisierung und mit 
dem Wachstum der Mittelschichten wird sich diese Entwicklung noch akzentuieren. 
Es steht zu erwarten, dass auf dieser Basis auch die politische Mündigkeit realisiert 
werden wird, die schliesslich Chinas Übergang zur Demokratie besiegeln wird. 

 
 
Von Napoleon stammt das Wort, dass, wenn China erwacht, die Welt erschüttert wird. 
Dass China erwacht ist, kann niemand mehr bestreiten. Wohin diese Entwicklung die 
Welt führen wird, steht noch immer in den Sternen geschrieben. Sicher ist einzig, dass 
die Rückkehr Chinas auf die Weltbühne und in die Weltwirtschaft das folgenreichste 
Ereignis am Ende des 20. und Anfang des 21. Jahrhunderts gewesen ist. 
 

 


